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Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungskostenrecht
Lernfeld 2: Widerspruchsverfahren

Lernziel 2.2: Widerspruchsbescheid

Lernziel laut Stoffgliederungsplan

Der Teilnehmer soll ein Widerspruchsverfahren durchführen und mit einem Widerspruchsbescheid abschließen können. Das erfordert umfassende Kenntnisse über die Zuständigkeit der Widerspruchsbehörde (s.u. A.), umfassende Kenntnisse über die Aufgaben, Befugnisse und Kompetenzen der Widerspruchsbehörde  sowie umfassende Kenntnisse über die Bescheidtechnik beim Widerspruchsbescheid (s.u. B.).

A. Zuständigkeit der Widerspruchsbehörde

I. Zuständigkeit nach Verwaltungsprozessrecht

§ 73 Abs. 1 VwGO:

1Hilft die Behörde dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid. 2Diesen erlässt

1. die nächsthöhere Behörde, soweit nicht durch Gesetz eine andere höhere Behörde bestimmt wird,

2. wenn die nächsthöhere Behörde eine oberste Bundes- oder oberste Landesbehörde ist, die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat,

3. in Selbstverwaltungsangelegenheiten die Selbstverwaltungsbehörde, soweit nicht durch Gesetz anderes bestimmt wird.

II. Zuständigkeit in Selbstverwaltungsangelegenheiten

Art. 119 GO:

Den Widerspruchsbescheid erlässt

1. in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises die Rechtsaufsichtsbehörde, die dabei auf die Prüfung der Rechtmäßigkeit beschränkt ist; zuvor hat die Selbstverwaltungsbehörde nach § 72 VwGO auch die Zweckmäßigkeit zu überprüfen,

2. in Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises
 die Fachaufsichtsbehörde; ist Fachaufsichtsbehörde eine oberste Landesbehörde, so entscheidet die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat; Art. 109 Abs. 2 Satz 2 findet keine Anwendung.
B. Widerspruchsbescheid (= VA i.S.d. Art. 35 BayVwVfG)

I. Überblick

§ 73 Abs. 3 VwGO: 1Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und zuzustellen. 2Zugestellt wird von Amts wegen nach den Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes. 3Der Widerspruchsbescheid bestimmt auch, wer die Kosten trägt.

Art. 1 Abs. 1 Satz 2 VwZVG:

Im Widerspruchsverfahren wird nach den Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes zugestellt.

II. Drei Tenöre

	Widerspruch = erfolglos
	Widerspruch = erfolgreich

	
	Anfechtungswiderspruch
	Verpflichtungswiderspruch

	I. Der Widerspruch des / der ... vom ... gegen den Bescheid der ... vom ...
(AZ: ...) wird zurückgewiesen.
	I. Der Bescheid der ... vom ... (AZ: ...) wird aufgehoben.
	I. Der Bescheid der ... vom ... (AZ: ...) wird aufgehoben.
Die ... wird angewiesen, dem Widerspruchsführer die mit Antrag vom ... beantragte ... zu erteilen.


	II. Der Widerspruchsführer hat die Kosten des Widerspruchsverfahrens zu tragen.
	II. Die ... hat die Kosten des Widerspruchsverfahrens zu tragen.

Die Zuziehung eines Bevollmächtigten durch den Widerspruchsführer war notwendig.

	II. Die ... hat die Kosten des Widerspruchsverfahrens zu tragen.

Die Zuziehung eines Bevollmächtigten durch den Widerspruchsführer war notwendig.


	III. Für diesen Bescheid wird eine Gebühr von ... festgesetzt. Als Auslagen werden ... erhoben.
	III. Verwaltungskosten werden nicht erhoben.
	III. Verwaltungskosten werden nicht erhoben.


III. Kostenlastentscheidung

	Kostenschuldner nach Art. 80 Abs. 1 BayVwVfG

	WS

erfolgreich
	WS erfolglos oder zurückgenommen
	WS zum Teil

erfolgreich
	WS auf andere

Weise erledigt

	Abs. 1 Satz 1
	Abs. 1 Satz 2
	Abs. 1 Satz 3
	Abs. 1 Satz 5

	Rechtsträger

der

Ausgangsbehörde
	Widerspruchsführer (außer beamtenrechtliches Rechtsbehelfsverfahren)
	§ 155 Abs. 1 VwGO entsprechend

(Aufhebung oder Teilung)

	Entscheidung nach billigem Ermessen (bisheriger Sachstand?)


IV. Verwaltungskostenentscheidung
	Sachlicher Kostenanspruch

Widerspruchsbescheid = Amtshandlung, Art. 1 Abs. 1 KG
	Persönlicher Kostenanspruch

Widerspruchsführer = Kostenschuldner, Art. 2 Abs. 1 Satz 2 KG

	Sachliche Kostenfreiheit:

Art. 3 Abs. 1 Nr. 8, Abs. 2, 9 Abs. 3 KG
	Persönliche Gebührenfreiheit:

Art. 4 KG

	Höhe der Verwaltungskosten, Art. 9 KG (Gebühren; Auslagen: Art. 10 KG)

WS erfolglos
WS zurückgenommen oder auf andere Weise erledigt
WS hat Erfolg
1,5-fache Amtshandlungsgebühr

Gebührenfrei ergangener VA, WS von Dritten

gegen Festsetzung öffentlicher Abgaben
keine Kosten

Abs. 1 Satz 1

Abs. 1 Satz 4

Abs. 1 Satz 6

Abs. 2

Abs. 3 Satz 1

(fakultative) Ermäßigung bis auf 1/10 (mindestens 25,- €, Abs. 1 Satz 5) oder Erhöhung bis zum doppelten Betrag (Abs. 1 Satz 3, Art. 8
Abs. 1 KG)

Rahmen

von

25,- €

(Abs. 1 Satz 5)

bis

5.000,- €

mindestens

10,- €,

bis

zur Hälfte

des angefochtenen Betrags

(obligatorische) Ermäßigung auf Rahmen von 1/10 (mind. 15,- €, Abgaben: 10,- €) bis ¾ der Gebühr nach Abs. 1

(je nach Verwaltungsaufwand)

+ Auslagen,

Art. 10 KG

Erhebung der für die Amtshandlung vorgeschriebenen Kosten bleibt unberührt, Abs. 3 Satz 2




C. Anhang: Literatur

· Lehmann, Peter: Allgemeines Verwaltungsrecht, München: Bayerische Verwaltungsschule, 2003 (Band 3), S. 117 – 133 (Nr. 12: Das Widerspruchsverfahren)
· Söldner, Eva-Maria: Verwaltungskostenrecht, München: Bayerische Verwaltungsschule 2002 (Band 22), S. 62 – 70 (Nr. 6: Kosten im Widerspruchsverfahren)

� 	Z.B. Art. 7 Abs. 1 Satz 1 AGVersammlG.


� 	Ist bei Erlass des Widerspruchsbescheids die Angelegenheit noch nicht entscheidungsreif, wird analog § 113 Abs. 5 Satz 2 VwGO anstatt der Anweisung zur Erteilung des beantragten Verwaltungsakts (d.h. nach der Aufhebung des angefochtenen Verwaltungsakts wie folgt tenoriert: „Die ... wird angewiesen, über den Antrag des Widerspruchsführers vom ... unter Beachtung der Rechtsauffassung der Widerspruchsbehörde erneut zu entscheiden.“ Ausführlich Peter Lehmann, S. 131.


� 	Art. 80 Abs. 3 Satz 2, Abs. 2 Satz 3 BayVwVfG.


� 	Art. 80 Abs. 3 Satz 2, Abs. 2 Satz 3 BayVwVfG.


� 	Wenn ein Beteiligter nur zu einem geringen Teil unterlegen ist, können dem anderen die Kosten auch ganz auferlegt werden (§ 155 Abs. 1 Satz 3 VwGO analog).


� 	Vgl. dazu das Skript zu Lernziel 1.1 (Bescheid & Co.), C.IV.1.c (Ermäßigung nach Art. 8 KG).


� 	Vgl. dazu auch das Skript zu Lernziel 1.1 (Bescheid & Co.), C.IV.1.c (Ermäßigung nach Art. 8 KG); auch im Widerspruchsverfahren ist entsprechend Art. 8 Abs. 3 KG ein Verzicht auf die Festsetzung der Kosten möglich, Art. 9 Abs. 2 Satz 3 KG.
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